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Käufer aus Starzach klagen: Windpark-
Info beim Grundstückskauf versäumt?
Käufer eines Grundstücks in Starzach klagen gegen die

Gemeinde wegen unzureichender Info zu geplantem
Windpark. Prozess gestartet.

Der Streit um ein Grundstück neben einem geplanten Windpark
in Starzach, im Kreis Tübingen, wirft wichtige Fragen zu den
Informationspflichten von Gemeinden auf und beleuchtet die
potenziellen Folgen des kommunalen Windkraftausbaus. Der
Fall, der nun vor dem Landgericht verhandelt wird, könnte nicht
nur das Schicksal einer Familie beeinflussen, sondern auch
weitreichende Implikationen für die Transparenz im
Immobilienerwerb und die Akzeptanz erneuerbarer Energien in
der Region haben.

Grundstückskäufer fühlen sich getäuscht

Ein Paar aus Starzach hat Klage eingereicht, weil sie sich über
die Pläne für einen Windpark in der Nähe ihres neuen
Grundstücks nicht ausreichend informiert fühlten. Sie geben an,
erst acht Monate nach dem Kauf von den Windrädern erfahren
zu haben, was für sie eine massive Enttäuschung darstellt. Ihr
erstes Wissen über den Windpark erhielten sie durch ein
Faltblatt einer Protestaktion – zu einem Zeitpunkt, als der Kauf
bereits abgeschlossen war.

Die Rolle der Gemeinde Starzach

Während der Verhandlung wies der Bürgermeister von Starzach,
Thomas Noé, die Vorwürfe der arglistigen Täuschung zurück. Er



argumentierte, dass die Gemeinde in der Vergangenheit bereits
umfassend über den geplanten Windpark informiert habe.
Medienberichte zu dem Thema seien bereits vor dem
Grundstückskauf erschienen, weshalb er die Verantwortung für
die Informationsbeschaffung nicht bei der Gemeinde sehe.
Seiner Auffassung nach müssten Käufer sich eigenverantwortlich
informieren.

Die gesellschaftliche Relevanz des Falls

Dieser Fall verdeutlicht das Spannungsfeld zwischen dem
Ausbau erneuerbarer Energien und den Herausforderungen, die
für Immobilienkäufer entstehen können. Die anhaltende
Diskussion über Windkraft und ihre Akzeptanz innerhalb von
Gemeinden zeigt, wie wichtig umfassende Informationen und
transparente Kommunikation sind. Angesichts der bundesweiten
Bestrebungen zur Förderung der Windenergie könnte solch ein
Rechtsstreit als Signal dienen, dass Käufer ihre Rechte und
Möglichkeiten zur Informationsbeschaffung besser kennen
sollten.

Schwierige Ausgangslage für die Kläger

Die Kläger hoffen nun auf eine Einigung oder zumindest darauf,
den Kauf rückgängig zu machen. Sie waren von der
Bundespolitik und dem Thema Windkraft nicht ausreichend
gewarnt worden und betonen, dass sie bei Wissen über den
Windpark den Kauf nicht getätigt hätten. Das Fazit der Richterin
deutet auch darauf hin, dass es fraglich ist, ob die Gemeinde
tatsächlich in einer Pflichtverletzung schuldhaft handelte.

Blick in die Zukunft

Die Prozessentscheidung, die voraussichtlich im September
fallen wird, könnte wegweisend für zukünftige Fälle dieser Art
sein. Unabhängig vom Urteil müssen Gemeinden und
Kaufinteressierte vor dem Hintergrund des wachsenden Drucks



zur Nutzung erneuerbarer Energieformen ihre
Kommunikationsstrategien überarbeiten. Nur so kann
langfristige Akzeptanz für Windkraft in der Bevölkerung
geschaffen werden.
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